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I. ÖPNV-Finanzreform 

 

1. Zur Erreichung von Planungssicherheit und zur stabilen Finanzierung der vorhan-

denen Verkehre soll kein Aufgabenträger (AT) mit dem Eintritt in die Verteilung 

nach Kennzahlen weniger Mittel als im Status Quo 2019 erhalten. 

2. Um vorhandene raumstrukturelle Unterschiede in Baden-Württemberg berück-

sichtigen zu können, werden die AT zur Verteilung der Mittel in fünf Raumkatego-

rien (Teilbudgets) aufgeteilt (siehe Anlage 1). 

3. Die jeweiligen Status Quo-Mittel der AT gem. § 15 Abs. 1 ÖPNVG (vorbehaltlich 

einvernehmlicher Korrekturen) werden in der Summe in die Teilbudgets mitgenom-

men. 

4. Die zusätzlichen Mittel werden – sukzessive entsprechend der Aufstockungsstu-

fen – im Verhältnis der Verteilung der Status quo-Mittel auf die Teilbudgets verteilt. 

5. Die Gesamtsumme im Teilbudget jeder Kategorie wird jeweils über einen Vertei-

lungsschlüssel, der die Kennzahlen Fläche, Fahrplankilometer, Fahrgastzahlen 

und Schüler (= Einwohner zwischen 6 und 18 Jahren) auf die AT verteilt. Die un-

terschiedliche Gewichtung der Kennzahlen ist Anlage 2 zu entnehmen. 

6. Die Basisdaten für die Kennzahlen werden landesweit einheitlich und transparent 

erhoben: 

 Fläche: offizielle Daten des Statistischen Landesamts 

 Fahrplankilometer: Kilometrierung durch die Verbünde (siehe Anlage 3) 

 Fahrgastzahlen: einheitliche Berechnung anhand der Vertriebszahlen der 

Verbünde (siehe Anlage 4) 

 Schüler (= Einwohner zwischen 6 und 18 Jahren): offizielle Daten des Sta-

tistischen Landesamts 

 

7. Für die Jahre ab dem Jahr 2025 gelten die weitergehenden Anforderungen an die 

zu liefernden Daten der Fahrgastzahlen gemäß Anlage 5. 

8. Maßgeblich für die Ermittlung der Kennzahlenwerte im Jahr 2021 sind die Daten 

des Kalenderjahres 2019. Die Fahrgastzahlen und Fahrplankilometer werden erst-

malig für das Abrechnungsjahr 2023 und danach jährlich neu ermittelt. 

9. Aufgabenträger, die aufgrund der Umstellung weniger Mittel als im Status Quo 

2019 zur Verfügung haben, profitieren bis einschließlich 2026 von einem Härtefal-

lausgleich, der ihnen die Ausstattung gemäß dem Status Quo 2019 sicherstellt. 

Der hierfür benötigte Betrag wird dem Gesamtbetrag der Mittel (vor der Aufteilung 
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auf die Teilbudgets) vorab entnommen. Da der Härtefallausgleich nur systemum-

stellungsbedingte Verluste ausgleichen kann, gilt dieser nicht für Aufgabenträger, 

die ab den Jahren 2024 ff.  erstmals weniger Mittel als im Status Quo 2019 erhal-

ten. In den Jahren 2027 und 2028 wird der Sicherungsmechanismus um je ein 

Drittel abgeschmolzen. Ab dem Jahr 2029 kommt die Aufteilung nach Schlüssel 

ohne Korrekturfaktoren zum Tragen. Die Details des Härtefallausgleichs sind noch 

weitergehend zu klären. 

10. Im Jahr 2026 werden alle beteiligten Partner gemeinsam den neuen Verteilungs-

schlüssel evaluieren, um eventuell festgestellte Verwerfungen, Fehlsteuerungen 

oder ähnliches zu beheben. 
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Anlage 1: Aufteilung Aufgabenträger: 
 

(1) Zur Kategorie der Großstädte mit Stadbahnsystemen gehören die Stadtkreise 

Stuttgart, Mannheim, Karlsruhe, Freiburg im Breisgau, Heidelberg und Ulm. 

 

(2) Zur Kategorie des hochverdichteten Raums (>450 EW/km²) gehören die 

Stadt- und Landkreise Pforzheim, Heilbronn (Stadt), Esslingen, Ludwigsburg, 

Böblingen, Rhein-Neckar-Kreis, Rems-Murr-Kreis und der Verband Region 

Stuttgart. 

 

(3) Zur Kategorie des Verdichtungsraums und Randzonen (250-450 EW/km²) ge-

hören die Stadt- und Landkreise Tübingen, Karlsruhe (Land), Göppingen, Ba-

den-Baden, Konstanz, Enzkreis, Bodenseekreis, Rastatt, Heilbronn (Land), 

Lörrach und Reutlingen. 

 

(4) Zur Kategorie des verdichteten ländlichen Raums (185-250 EW/km²) gehören 

die Landkreise Emmendingen, Ortenaukreis, Heidenheim, Ostalbkreis, 

Schwarzwald-Baar-Kreis, Zollernalbkreis, Calw, Breisgau-Hochschwarzwald 

und Tuttlingen.  

 

(5) Zur Kategorie des ländlichen Raums (<185 EW/km²) gehören die Landkreise 

Rottweil, Ravensburg, Waldshut, Hohenlohekreis, Alb-Donau-Kreis, Biberach, 

Freudenstadt, Schwäbisch Hall, Neckar-Odenwald-Kreis, Sigmaringen und 

Main-Tauber-Kreis. 
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Kartendarstellung der 5 Raumkategorien der Teilbudgets

 

 

Legende 

 Großstädte mit Straßenbahnen (GS) 

 Hochverdichteter Raum (HV) 

 Verdichtungsraum und Randzone (VR) 

 Ländlicher Raum verdichtet (LV) 

 Ländlicher Raum (LR) 
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Anlage 2: Kennzahlen 
 

Raumkatego-
rien 

Anzahl 
AT in der 
Gruppe 

Einwoh-
nerdichte 

Verteilungsschlüssel innerhalb der Kategorien 

  (EW/km²) Fläche Schüler 
Angebots-
kilometer 

Anzahl     
Fahrgäste 

Großstädte 
mit Straßen-
bahnen (GS) 

6 
über 
1.000 

30% 10% 30% 30% 

Hochverdich-
teter Raum 
(HV)* 

8 über 450 30% 10% 30% 30% 

Verdichtungs-
raum und 
Randzone 
(VR) 

11 250 – 450 30% 10% 35% 25% 

Ländlicher 
Raum ver-
dichtet (LV) 

9 185 – 250 30% 10% 40% 20% 

Ländlicher 
Raum (LR) 

11 unter 185 30% 10% 40% 20% 

 
* Die Zahl 8 beinhaltet den Verband Region Stuttgart. Der Verband Region Stuttgart geht le-

diglich mit seinen Angebotskilometern und seinen Fahrgastzahlen in die Verteilung ein, ohne 

Fläche und ohne Schülerzahlen.   
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Anlage 3: Fahrplankilometer 
  
Die Ermittlung erfolgt auf Basis der in den Verbünden zum Einsatz kommenden Fahrplanpro-
gramme. Zu Grunde gelegt wird folgendes einheitliches Normjahr: 
 

 Tage 

Schultage 190 

Ferientage 60 

Samstage 52 

Sonn- und Feiertage 63 

 
Im Fall von Städten mit kommunalem Schienenverkehr (BOStrab-Systeme) werden die Ange-
botskilometer getrennt nach Schiene und Bus ermittelt, um die unterschiedliche Gewichtung 
der Schienen- und Buskilometer vornehmen zu können.  
 
Sowohl für die die Verbundgrenzen überschreitenden Linien als auch für die innerhalb des 
Verbundes die AT-Grenzen überschreitenden Linien legen die Verbünde bzw. AT vor Ort fest, 
ob die Leistungen vollständig einem der Verbünde / AT zugeordnet werden (beispielsweise, 
weil die Finanzierungsverantwortung des Verkehrs vollständig bei einem AT liegt) oder nach 
einer Quote aufzuteilen sind. Für den Fall, dass sich die Verbünde oder AT nicht einigen kön-
nen, gilt das Territorialprinzip. 
 
Bei der Berechnung der Angebotskilometer werden Straßenbahnkilometer aufgrund der we-
sentlich größeren Transporteinheiten und damit höheren Kosten sowie der zusätzlichen Infra-
strukturausgaben mit dem Faktor 4 gewichtet. 
 
Die Fahrplankilometer flexibler Bedienungsformen nach Fahrplan, wie z.B. Ruftaxis, werden 

grundsätzlich mit dem Faktor 0,3 gewichtet, da nicht alle angebotenen Fahrplankilometer tat-

sächlich erbracht werden. In den Raumkategorien des Ländlichen Raums (Kategorien LV 

und LR) werden flexible Systeme mit einem erhöhten Faktor von 0,5 gewichtet, um der Be-

deutung dieser Mobilitätsform gerade in der Fläche entsprechend Rechnung zu tragen. Ein 

Aufgabenträger kann nachweisen, dass seine Abrufquote über diesem Pauschalwert liegt. In 

diesem Fall wird der tatsächliche Wert angerechnet. 

 
Es kann maximal eine Fahrplanfahrt je Stunde angerechnet werden, höhere Angebotsdich-

ten sind nicht anrechenbar.  

 
Flexible Angebote ohne Fahrplan können nur dann berücksichtigt werden, wenn erbrachte 
Leistungskilometer auf Basis prüfbarer Abrechnungen vorliegen.  
 
Zur Anrechenbarkeit der Fahrten mit und ohne Fahrplan müssen die Fahrten  

- in den jeweils gültigen ÖPNV-Tarif (Verbundtarif) integriert sein 

- Zuschläge dürfen maximal für zusätzliche Leistungen, wie z.B. Haustürbedienung er-

hoben werden 

- mit einer Voranmeldezeit von maximal 60 Minuten vor Fahrtantritt buchbar sein (Aus-

nahme: erste Fahrt am Morgen). 
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Anlage 4: Fahrgastzahlen 
 
Grundlage für den Basiswert je Aufgabenträger sind die statistisch ermittelten Fahrgastzahlen 
auf Basis der Verkaufsstatistik des Verbundes. 
 
Dazu werden die verschiedenen Tarifangebote der Verbünde landesweit einheitlichen Fahr-
scheinkategorien zugeordnet. Zur Bewertung der zugeordneten Verkaufszahlen werden fol-
gende landesweit einheitliche Nutzungshäufigkeiten je Fahrscheinkategorie festgelegt: 
 

Nr.  Sortimentskategorie Faktor 

1 Einzelfahrkarten 1 

2 Tageskarte für 1 Person 3 

3 Tageskarte für bis zu 5 Personen 7 

4 Mehrtagesfahrkarte für 1 Person (gewichtet mit Anzahl Gültigkeitstage) 3 

5 
Mehrtageskarte für bis zu 5 Personen (gewichtet mit Anzahl Gültigkeits-
tage) 7 

6 Kombi-Fahrkarten / Hin- und Rückfahrkarten 1 

7 Wochenkarte 15 

8 Monatskarte  65 

9 Monatskarte mit Sperrzeit (ab 9 Uhr) 55 

10 Jahreskarte / inkl. Abos, je Monat 65 

11 Jahreskarte mit Sperrzeit / inkl. Abos (ab 9 Uhr), je Monat 55 

12 Studi- / Semesterfahrkarte 6 Monate 325 

 
 
Die auf dieser Basis ermittelten Fahrgastzahlen der Verbünde werden in denjenigen Verbün-
den, deren Gebiet mehr als einen AT umfasst, im Einvernehmen der betroffenen AT nach der 
bestmöglichen verfügbaren Methodik auf die AT heruntergebrochen. 
 
Eine sachgerechte Basis zur Verteilung der Verbundfahrgastzahlen auf die AT können vor-
handene Erhebungsergebnisse oder die auf die Leistungen zugeschiedenen Verbundeinnah-
men sein. 
 
Das Land legt als Rückfallebene einen Verteilungsmodus für die verbundinterne Aufteilung 
fest, die zur Anwendung kommt, wenn sich die AT im Verbund auf keinen einvernehmlichen 
Schlüssel verständigen können. 
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Anlage 5: Definition Datenqualität für die Ermittlung der Fahrgastnachfrage in 

Stufe 2 ab dem Jahr 2025 

 

Daten zur Fahrgastnachfrage müssen in landesweit vergleichbarer Qualität vorliegen. 

Die genaue Festlegung dieser Qualität (Operationalisierung) erfolgt durch das Land 

in Abstimmung mit den Aufgabenträgern, den Verbünden und den Unternehmen 

nach externer Beratung durch Fachleute. Die Beauftragung dieser Fachleute wird 

das Land sicherstellen. Die Daten müssen landesweit vergleichbar alle Verkehrstage 

umfassen und jährlich mit einer statistischen Sicherheit nach anerkannten wissen-

schaftlichen Standards ermittelt (nicht zwingend gezählt) werden. Die Methode der 

Datenerhebung wird nicht landesweit einheitlich geregelt. Sofern die Daten über au-

tomatische Fahrgastzählung erhoben werden, soll sich diese Erhebung nach dem ak-

tuell in Erstellung befindlichen Anforderungskatalog für AFZS in Baden-Württemberg 

richten.  
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II. Verbundförderung und -organisation 

 

1. Das Land wird auch in Zukunft die baden-württembergischen Verbundtarife 

und Verbundorganisationen mit 50 Mio. Euro im Jahr fördern. Die Mittel sind 

entsprechend zweckgebunden für den ÖPNV und Regiekosten zu verwenden.  

Voraussetzung ist, dass auch die kommunale Seite jeweils in mindestens glei-

chem Umfang die jeweiligen Verkehrsverbünde aus eigenen Mitteln fördert. 

Neben dieser dauerhaften Basisfinanzierung wird das Land zusätzlich weitere 

10 Mio. Euro jährlich für zeitlich befristete Förderungen von Tarifmaßnahmen 

und Verbundzusammenschlüssen / Tariffusionen gewähren. 

 

2. Die Verbundförderung wird ins ÖPNVG BW aufgenommen. Die Mittel werden 

an die kommunalen Aufgabenträger ausgezahlt. Die Einzelheiten der Mittel-

verwendung werden in der zu erlassenden Rechtsverordnung geregelt.  
 

3. Die Ausgleichsmittel im Rahmen der Verbundförderung zum Ausgleich der 

Verbundtarife werden ausschließlich über die kommunalen Aufgabenträger 

per allgemeiner Vorschrift oder im Falle von Direktvergaben durch einen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrag an die Unternehmen ausgegeben. 
 

4. Eine beihilfe- und vergaberechtskonforme Mittelweitergabe der Regiekosten 

von den kommunalen Aufgabenträgern an die Verbünde unabhängig von der 

Verbundform kann über den Weg der Zuwendung sichergestellt werden, so-

weit die transparente und diskriminierungsfreie Behandlung aller Verkehrsun-

ternehmen gewährleistet wird. 

Es besteht Einigkeit, dass der rechtskonforme Zahlungsfluss für Regieleistun-

gen an die Verbünde auf Ebene der kommunalen Aufgabenträger zu gestalten 

ist. Der Zahlungsfluss ist dem Land nachzuweisen. 

5. Bei der Verteilung der Ausgleichsmittel im Rahmen der Verbundförde-

rung wird der Status Quo beibehalten. 

 

6. Die heute noch im Rahmen der Verbundförderung bestehende Leis-

tungskomponente wird künftig durch die Leistungskomponente, die im 

Rahmen der zweiten Stufe der ÖPNV-Finanzierungsreform wirksam 

wird, abgedeckt. 
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7. Die Tarifbildung innerhalb der Tarifverbünde ist von der Verbundförderung des 

Landes unberührt. Neben der regulären Tarifbildung sind Tarifvorgaben mög-

lich, für welche ein Ausgleich der daraus resultierenden Mindereinnahmen 

ausschließlich mittels allgemeiner Vorschrift oder im Fall von Direktvergaben 

über einen öffentlichen Dienstleistungsauftrag den Unternehmen durch die 

Aufgabenträger ausgeglichen werden können. 

 

8. Die Verbünde müssen in ihrer Struktur den diskriminierungsfreien Zugang und 

Mitwirkungsrechte für alle marktteilnehmenden Verkehrsunternehmen sicher-

stellen. Sie gewährleisten eine transparente und diskriminierungsfreie Teil-

habe aller Unternehmen an den Dienstleistungen der Verbundgeschäftsstelle.  
 

9. Aufgabenträger, Verbünde und BWTG erarbeiten landesweit einheitliche über 

die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Kundengarantien (und Ser-

vicequalitäten gemäß Präambel Kurzläufer) und setzen diese bis 2025 um. 

 

 
10. Werden die Fördertatbestände nicht eingehalten oder Anforderungen nicht    

oder nur teilweise erfüllt, so kann das Land die Zuweisungen angemessen 

kürzen. Der Aufgabenträger ist vor der Entscheidung anzuhören.  

 

11. Der aus diesem Prozess für die Verbünde resultierende Verände-

rungsprozess muss bis 2024 abgeschlossen sein. 
 

12. Die Aufgabenträgerschaft für Tarifvorgaben des Verbundtarifs und damit ver-

bundene Ausgleichspflichten für den SPNV muss im Kontext der Verbundför-

derung neu aufgestellt werden.   

 

13. Im weiteren Verfahren wird eventuell entstehender Klärungsbedarf bezüglich 

der Beziehungen zwischen dem Land, den AT, den Verbünden und den Un-

ternehmen bezüglich der finanziellen Ausgestaltung; noch offenen Rechtsfra-

gen; und der Auskömmlichkeit der Landesmittel mit allen beteiligten Partnern 

ausgeräumt. 
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III. Einnahmeaufteilung 

 

1. Die Verbünde müssen in ihrer Struktur den diskriminierungsfreien Zugang für 

alle marktteilnehmenden Verkehrsunternehmen sicherstellen. Die Einnahmen-

aufteilung (EAV) muss transparent, diskriminierungsfrei und zeitnah gestaltet 

sein.   

 

2. Öffentliche Ausgleichsleistungen aus Landes- und kommunalen Mitteln an die 

Verkehrsunternehmen als Ausgleich für die Anwendung des jeweiligen Ver-

bundtarifs können nach VO (EG) Nr. 1370/2007 nur im Weg einer Allgemeinen 

Vorschrift oder im Fall von Direktvergaben an interne Betreiber über einen Öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrag und damit auf Basis transparenter und diskri-

minierungsfreier Maßstäbe erfolgen. 

Ausgleichszahlungen für Tarifabsenkungen an die Verkehrsunternehmen 

müssen getrennt von der EAV erfolgen. 

 

3. Die EAV muss gewährleisten, dass die Einnahmen transparent der jeweiligen 

Verkehrsleistung zugerechnet werden. Jede Einnahmenaufteilung hat ver-

kehrsunternehmensneutral ausgerichtet zu sein, was eine betreiberabhängige 

Aufteilung der Einnahmen ausschließt. Sie ist mindestens auf Linienbündel 

auszurichten.  Dieses sichert die Grundsätze der Transparenz (Parameter der 

Zuteilung der Fahrgeldeinnahmen und Gewichtung der entsprechenden Fakto-

ren) sowie der Diskriminierungsfreiheit (Zuteilung aufgrund verkehrsunterneh-

mensunabhängiger Faktoren wie der Verkehrsleistung). 

 

4. Die EAV orientiert sich grundsätzlich an der Nachfrage. Geeignete Verfahren 

hierzu sind insbesondere die Verkehrsnachfrage (P/PKM) oder das Ertrags-

kraftverfahren (auch in der Variante Spitzabrechnung) – auch auf Basis von 

dynamischen Teilpools. Zur Stützung integrierter Verkehre kann die Zubringer-

funktion von Buslinien in der Einnahmeaufteilung berücksichtigt werden. Die 

konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung erfolgt in den jeweiligen Ver-

bünden. Spätestens zum 1.1. 2024 gilt die neue EAV. Für Altverträge / -ge-

nehmigungen auf Basis der Erlösverantwortung bei den Verkehrsunternehmen 

kommen die Regelungen der EAV zum Zeitpunkt der Genehmigung des Ver-

kehrs bis zu deren Ende zur Anwendung. 

 

5. Die für die EAV erforderlichen Parameter werden regelmäßig und zeitnah fort-

geschrieben, perspektivisch durch AFZS oder gleichwertige oder höherwertige 
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Systeme. Eine Vollerhebung sowie die Erhebung des Fahrscheinmixes sollen 

spätestens alle 6 Jahre erfolgen (roulierende Verfahren inbegriffen). 

 

6. Veränderungen der EAV gegenüber den bisherigen bestehenden Regelungen 

zur Einnahmeaufteilung können monetäre Verschiebungen zwischen den 

Partnern der Einnahmenaufteilung zur Folge haben. Um diese Veränderungen 

in einem vertretbaren und vor allem planbaren Rahmen für die Partner zu hal-

ten, ist ein zeitlicher und inhaltlicher Übergang von bestehenden Verfahren zu 

neuen Verfahren zwingend notwendig (= Migration). Gleiches gilt für die öf-

fentlichen Ausgleichsleistungen. Dieser Migrationszeitraum endet am 

31.12.2027. 
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IV. Automatische Fahrgastzählsysteme (AFZS) 

 

1. Es ist sinnvoll und zweckmäßig, dass Verbünde, Verkehrsunternehmen, kom-

munale Aufgabenträger, Region Stuttgart und Land einen gemeinsamen An-

forderungskatalog an AFZS als Referenz für Baden-Württemberg formulieren, 

um Schnittstellen zu vereinheitlichen und Daten grundsätzlich vergleichbar zu 

machen. 

 

2. Bestehende und zukünftige AFZ-Systeme in Baden-Württemberg sollten nach 

einer Übergangsphase die Anforderungen des unter Ziff. 1. genannten Kata-

logs erfüllen. Verträge und Vereinbarungen sollen ihre Anforderungen zukünf-

tig nach Möglichkeit aus diesem Anforderungskatalog übernehmen. 

 

3. Es wird eine Fachgruppe aus Experten von Verbünden, kommunalen Aufga-

benträgern, Region Stuttgart und Land unter Einbindung von Unternehmen 

geschaffen. Diese entwickelt die Standards fort, berät zu deren Handhabung 

und klärt diese in Einzelfällen. 

 

4. Zur Erhebung von Zähldaten zur Fahrgastnachfrage sind neben AFZS auch 

manuelle Zählungen sowie der Einsatz neuer Technologien wie BeIn/BeOut 

oder Beacons grundsätzlich möglich und anerkannt. 

 

5. Als Organisationsebene für AFZS-Hintergrundsysteme in Baden-Württemberg 

ist das gesamte Land zu groß. Es ist sinnvoll, Hintergrundsysteme auf der 

Ebene von Teilräumen des Landes zu bündeln. 

 

6. Als Grundlage für die Einschätzung des Finanzbedarfs werden die in Betrieb 

befindlichen AFZ-Systeme herangezogen. 

 

7. Aufgrund seines Interesses an Zähldaten wird sich das Land an der Einfüh-

rung, den Investitionskosten und dem Betrieb von AFZS angemessen finanzi-

ell beteiligen. Für die anteilige Förderung der Investitionskosten ist ein Zeit-

raum von 6 Jahren ab 2019 vorgesehen. Die laufenden Kosten sollen über zu-

sätzliche Mittel über die Basis der Verbundförderung hinaus anteilig gefördert 

werden. Über die genaue Höhe und Ausgestaltung der Förderung muss noch 

in Abstimmung beraten und dann entschieden werden. 
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8. Die Verbünde, kommunalen Aufgabenträger, Verband Region Stuttgart und 

Land Baden-Württemberg sind grundsätzlich bereit, sich an einem Datenaus-

tausch zu beteiligen. Die Basis dafür ist eine gemeinsame Erarbeitung von 

Konventionen, die u.a. den Zweck und die Form des Datenaustausches re-

geln. Die Daten sollen für Zwecke der öffentlichen Hand Verwendung finden.  

 

9. Es ist zu klären, in welchen Gebieten AFZ-Systeme eingeführt werden und wo 

ggf. weiterhin über andere Erhebungsmethoden (manuelle Zählung, aufwärts-

kompatible Systeme) zukünftig Fahrgastnachfrage-Daten ermittelt werden. 

 

10. Der räumliche Zuschnitt und die organisatorische Einbettung von AFZS-Hin-

tergrundsystemen in Baden-Württemberg ist noch zu klären. 
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